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Einleitung 
»There is no alternative to austerity.« 1 

»These are exceptional measures for exceptional times.« 2 

Seit politische Akteure3 auf die Krise der Finanzmärkte und der Eurozone 
mit einer Rhetorik reagierten, die Alternativlosigkeit und Sachzwang als 
Entscheidungsgrundlage bemühte, diskutieren wir dieses Phänomen als ein 
Symptom problematischer Demokratie- und Politikverständnisse sowie de 
facto eingegrenzter politischer Handlungsspielräume in Zeiten der Globali-
sierung und eines in die Krise geratenen Finanzmarktkapitalismus. Sowohl 
Vertreter internationaler Organisationen, europäischer Institutionen als 
auch nationalstaatlicher Regierungen verwiesen auf Handlungszwänge, 
Notwendigkeiten und auf die Ausnahmesituation der Krise, um zu kom-
munizieren, dass der Raum des politisch Sag- und Machbaren wenn nicht 
demokratischen, parlamentarischen Dezisionen entzogen, dann doch er-
heblich eingeschränkt gewesen sei. Das sogenannte TINA-Prinzip, bei dem 
TINA als Akronym für »there is no alternative« steht, hatte in den letzten 
Jahren als Krisenrhetorik Konjunktur. 

Auf den ersten Blick mag diese Rhetorik die zeitdiagnostischen Thesen 
einer Entdemokratisierung bzw. Entpolitisierung,4 eines postpolitischen 
Zeitalters5 und eines Wandels liberaler Demokratien zu postdemokra-

                                                           
 1  Vgl. Le Monde, Selon Christine Lagarde, »il n’y a pas d’alternative à l’austérité«, 

02.05.2013.  
 2  Barroso, Statement at the Press Conference following the Meeting of the Heads of State 

or Government of the Euro Area, 27.10.2011. 
 3  In der vorliegenden Arbeit wird aus Gründen besserer Lesbarkeit darauf verzichtet, bei 

der Denomination von Akteuren und Akteursgruppen die weibliche Form zu ergänzen. 
Wenn nicht anders gekennzeichnet, sind Akteure unabhängig ihres Geschlechts ein-
bezogen. 

 4  Vgl. beispielhaft Benz, Postparlamentarische Demokratie?; von Blumenthal, Aus-
wanderung aus den Verfassungsinstitutionen; Michelsen/Walter, Unpolitische Demokratie; 
Hay, Why we hate Politics; Embacher: Demokratie! Nein danke?; Burnham: New Labour and 
the Politics of Depoliticisation; Flinders/Buller, Depoliticisation. 

 5  Vgl. Hang, Transparenzgesellschaft, S. 15. Ulrich Beck spricht von einer neuen ›Subpolitik‹; 
vgl. Beck, Die Erfindung des Politischen, S. 156. Giddens erkennt eine Politik jenseits 
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tischer Fassadenpolitik6 bestätigen. Politische Akteure scheinen der Mög-
lichkeit freier, kontroverser und institutionell entschleunigter Willensbil-
dungsprozesse beraubt, Regierungsoptionen wirken eingeschränkt und 
demokratische Gestaltungs- und Handlungsspielräume immer kleiner. Poli-
tik wird vermeintlich zu einer Verwaltung wirtschaftlicher Sachzwänge de-
gradiert und steckt in einer »golden straightjacket«.7 Tatsächlich steht der 
Nationalstaat in der seit 2008 kaum bewältigten, sondern weiterhin schwe-
lenden Krise und im »strukturellen Kontext«8 der Globalisierung unter 
Druck; der politische Regelungsbedarf ist angesichts »gesellschaftlicher De-
nationalisierung«,9 internationaler Verflechtung und wachsender wirtschaft-
licher Interdependenz nicht länger auf ausschließlich nationaler Ebene 
bzw. in nationalen Parlamenten zu bewältigen. Populistischen Versuchun-
gen zum Trotz sind Protektionismus und nationale Abschottung mit er-
heblichen Kosten verbunden und oftmals erst durch konfliktbeladene Auf-
kündigungen internationaler Verträge denkbar.  

Neben temporären ökonomischen Krisen steht Politik stets vor der 
Herausforderung, die Konsequenzen ökonomisch-technischer und sozio-
kultureller Entwicklungen zu bewältigen und gesellschaftlichem Wandel zu 
begegnen. Dem demokratischen Wohlfahrtsstaat drohen hierbei Steue-
rungsprobleme. Doch die Diagnosen solcher Steuerungsprobleme und 
einer Krise der Demokratie sind seit jeher ein integraler Bestandteil der 
Demokratietheorie und das goldene Zeitalter vor der heutigen »Postdemo-
kratie« eine retrospektive Chimäre.  

Auch die Diskussion um diffundierende Souveränität und schwindende 
Handlungskapazitäten des Nationalstaats im Zeitalter der Globalisierung 
begleitet schon seit Ende der 1990er die sozialwissenschaftliche For-
schungsdebatte. Während auf der einen Seite Autoren seit Jahren routiniert 

—————— 
Links und Rechts; vgl. Giddens, Beyond Left and Right. Kritisch zu diesem 
›postpolitischen‹ Geist Mouffe, Über das Politische, S. 64; vgl. zur Diskussion auch das 
Heft Postdemokratie?, APuZ, 1–2, 2011. 

 6  Crouch, Postdemokratie; Rancière, Das Unvernehmen. Dabei meint der programmatische 
Begriff Postdemokratie bei Crouch: »Während die demokratischen Institutionen formal 
weiterhin vollkommen intakt sind […], entwickeln sich politische Verfahren und 
Regierungen zunehmend in eine Richtung, die typisch war für vordemokratische Zei-
ten.« Crouch, Postdemokratie, S. 13. Zur Diskussion des Begriffs als gescheiterte politische 
Programmformel vgl. Buchstein/Nullmeier, Einleitung. Die Postdemokratie-Debatte; 
Richter, Das Analysemuster der ›Postdemokratie‹. 

 7  Friedmann, The Lexus and the Olive Tree. 
 8  Jessop, Die (Un)Logik der Globalisierung, S. 343. 
 9  Zürn, Regieren jenseits des Nationalstaates. 
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das »Ende der Politik«, das »Ende der Demokratie« und das »Ende des 
Wohlfahrtstaats« ausrufen,10 suchen andere diese Unkenrufe und Abge-
sänge auf demokratisches, nationalstaatliches Regieren empirisch zu ent-
kräften.11 Sowohl die pessimistische als auch die optimistische Globali-
sierungsforschung stimmt freilich darin überein, dass insbesondere die 
wirtschaftliche Globalisierung politische Gestaltungs- und Handlungsspiel-
räume formt: Regierungen müssen angesichts des wachsenden internatio-
nalen Handels, des Zuwachses an ausländischen Direktinvestitionen, der 
gestiegenen Bedeutung der globalisierten Finanz- und Kapitalmärkte sowie 
transnationaler Konzerne und Unternehmenskooperationen einen schwie-
rigen Mittelweg zwischen ökonomisch effizienten Outputs und dem Be-
mühen um soziale Gerechtigkeit und demokratischen Input finden. 
Nationalstaaten verfügen nicht länger über dieselben wirtschaftspolitischen 
Instrumente zur makroökonomischen Steuerung wie im »embedded 
liberalism«.12  

Das staatliche Handlungsrepertoire bedarf vielmehr einer »strategischen 
Erweiterung«,13 zumal weiterhin Reform- und Handlungsspielräume 
gegenüber einem scheinbar alternativlosen Wirtschaftsdiktat bestehen. 
Weder sind die Staatseinnahmen in Folge eines »race to the bottom« ekla-
tant gesunken,14 noch ist die Staatstätigkeit massiv zurückgegangen15 oder 
eine allgemeine Konvergenz finanz- und steuerpolitischer Parameter16 und 

                                                           
 10  Guéhenno, Das Ende der Demokratie; Butterwegge, Krise und Zukunft des Sozialstaates; 

jüngst aus journalistischer Feder: Kurbjuweit, Alternativlos.  
 11  Vgl. dazu: Scharpf/Schmidt (Hg.), Work and Welfare in the Open Economy; Hay, Re-stating 

Social and Political Change; Swank, Withering Welfare?; Wagschal, Handlungsoptionen des 
Nationalstaats im internationalen Steuerwettbewerb. 

 12  Vgl. Polanyi, The Great Transformation; vgl. auch Ruggie, Embedding Global Markets. Die 
»eingebetteten Märkte« der 1950er, 1960er Jahre kennzeichnete unter anderem, dass 
Staaten eigene Währungen hatten, deren Abwertung sie als Instrument zur Kompen-
sation von Verlusten von Wettbewerbsfähigkeit nutzen konnten. Innenpolitisch hatten 
Nationalstaaten so mehr Spielraum, da sozialpolitische Maßnahmen, bzw. Konzessionen 
nicht automatisch außenwirtschaftlich sanktioniert wurden. 

 13  Grande, Die politische Kontingenz der Globalisierung, S. 190. 
 14  Vgl. Genschel, Der Wohlfahrtsstaat im Steuerwettbewerb; Wagschal, Steuerpolitik und 

Steuerreformen im internationalen Vergleich; vgl. Grande, Die politische Kontingenz der 
Globalisierung, S. 194. 

 15  Vgl. Swank, Withering Welfare?; Wagschal, Handlungsoptionen des Nationalstaats im 
internationalen Steuerwettbewerb; Gamble, The Free Economy and the Strong State.  

 16  Allerdings konvergieren im Feld der Körperschaftssteuer Steuersätze im Zuge der 
Globalisierung. Vgl. Grande, Die politische Kontingenz der Globalisierung, der auf die 
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gesellschaftlicher, kultureller Diskurse und Praktiken in westlichen 
Nationalstaaten zu beobachten. Globalisierung bzw. Denationalisierung 
bergen Chancen neuer Gestaltungsoptionen und neuer Politikspielräume 
jenseits des Nationalstaats.17  

Der gegenüber Ambivalenzen und Paradoxien blinden Deutung von 
Globalisierung und einem internationalen Kapitalmarkt als unbedingter 
Einschränkung des politischen Handlungsspielraums stehen daher Studien 
gegenüber, die zum einen die weiterbestehenden Handlungskapazitäten in 
Wirtschafts-, Sozial- und Umweltpolitik herausarbeiten, zum anderen die 
Perzeption und politische Konstruktion von »Realitäten« und »Sachzwän-
gen« wie Globalisierung betonen.18 Der »politische Raum«19 ist selbst Ob-
jekt politikwissenschaftlicher und politischer Debatten – Sach- und Hand-
lungszwänge sind selbst Gegenstand politischer Deutung und Gestaltung. 

Jene Debatten sind keineswegs abgeschlossen oder entschieden, im 
Gegenteil: Die Diskussion um nationalstaatliche Handlungskapazitäten im 
»disembedded liberalism« aktualisiert und verschärft sich durch die 
Wahrnehmung, dass sich zuletzt das europäische Krisenmanagement nicht 
durch prozedural-demokratische, parlamentarisch-deliberative und ergeb-
nisoffene Willensbildung und Entscheidungsfindung auszeichnete. Die 
Mitgliedstaaten der Eurozone koordinierten sich mit dem Ziel einer 
transnationalen fiskalischen Konsolidierung und schränkten mittels euro-
päischer Vereinbarungen und Regelwerke wie Stabilitäts- und Wachstums-
pakt oder Fiskalpakt nationale, politische Handlungsspielräume zuneh-
mend ein.  

Ließ etwa der damalige Wahlerfolg der griechischen Linkspartei Syriza 
im Januar 2015 die Forderung nach einem Schuldenschnitt aufflammen, 
kommentierte dies der deutsche Finanzminister Wolfgang Schäuble noch 
vor einem Zusammentreffen mit dem Ministerpräsidenten Alexis Tsipras 
mit: »Diese Frage stellt sich nicht.«20 Demokratische Wahlerfolge werden 
schließlich mit Blick auf Reaktionen des internationalen Finanzmarkts 

—————— 
Studie von Zohlnhöfer, Globalisierung der Wirtschaft und finanzpolitische Anpassungsreaktionen 
in Westeuropa verweist. 

 17  Beck, Was ist Globalisierung?; ders. (Hg.), Politik der Globalisierung; Habermas, Die postnatio-
nale Konstellation. 

 18  Vgl. Hay/Marsh, Introduction: Demystifying Globalization; Hay/Rosamond, Globali-
zation, European Integration and the Discursive Construction of Economic Impera-
tives. 

 19  Greven, Die politische Gesellschaft, S. 90. 
 20  Vgl. Schäuble, zitiert nach: Handelsblatt, Wolfgang Schäuble zu Tsipras, 16.01.2015. 
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diskutiert. Im Einfluss des globalisierten Finanzmarktkapitalismus auf 
staatliches Handeln konkretisiert sich die diffuse Perzeption von Inter-
nationalisierung und Globalisierung als Bedrohung. Abermals im Sinne 
einer Depotenzierung demokratischer Verfahren kritisiert daher Wolfgang 
Streeck die politische Konstellation innerhalb der Europäischen Union 
(EU) zu Beginn des 21. Jahrhunderts als »neoliberalen Konsolidierungs-
staat«.21 In diesem seien Bürger einer technokratischen Regierungsweise 
unterworfen; Demokratie und mit ihr Ansprüche auf soziale Gerechtigkeit 
würden »durch Märkte domestiziert«.22 Da Politik in »eine[r] markt-
gerechte[n] Zwangsjacke«23 stecke, gelte es für Wähler, sich kapitalistischen 
Verteilungsergebnissen zu fügen. Wirtschafts- und Verteilungspolitik er-
scheine nunmehr als »ein kompliziertes Tauziehen zwischen globalen 
Finanzinvestoren und souveränen Nationalstaaten«,24 bei dem Handlungs-
optionen durch ökonomische Handlungszwänge begrenzt seien. 

Streecks Verdikt erklingt als ein politökonomisches Echo auf die neo-
marxistische Kapitalismus- und die pessimistische Globalisierungsfor-
schung – und reproduziert zugleich manche Selbstbeschreibungen des 
Banken- und Finanzsektors. Auch dessen Vertretern zufolge haben sich 
die Macht- und Entscheidungsverhältnisse gravierend verändert. Alan 
Greenspan, 1987 bis 2006 Vorsitzender der US-Notenbank, erklärte 2007 
– also vor der Wahl Donald Trumps –, dass es nahezu einerlei sei, wer zum 
amerikanischen Präsidenten gewählt werde, denn »[…] die Welt wird durch 
Marktkräfte regiert«.25 Wie kommt es also zu der behaupteten Gleichzeitig-
keit einer womöglich technokratischen Konstellation und eines Markt-
diktats, das als alternativlos kommuniziert wird? Gibt es eine Wahlver-
wandtschaft zwischen einem als neoliberal inkriminierten Wirtschaftsdenken 
und technokratischen, demokratieaversen Politikansätzen, die sich in der 
Rhetorik von Sachzwang und Alternativlosigkeit manifestiert? Eine Viel-

                                                           
 21  Vgl. Streeck, Gekaufte Zeit, insbesondere S. 141–225. 
 22  Ebd., S. 163. 
 23  Ebd., S. 164. 
 24  Streeck, Die Krise des demokratischen Kapitalismus, S. 11. Die Konfliktlinie verlaufe 

nun zwischen Staaten und Finanzinstitutionen, die zuvor die Sozialisierung der Schulden 
erpresst hätten. Vgl. ebd. 

 25  So Greenspan im Zürcher Tages-Anzeiger vom 19.09.2007, zitiert nach Thielemann, 
Das Ende der Demokratie, S. 820. Hans Tietmeyer, von 1993 bis 1999 Präsident der 
Deutschen Bundesbank, hatte in den 1990ern »bisweilen den Eindruck, dass sich die 
meisten Politiker immer noch nicht darüber im Klaren sind, wie sehr sie bereits heute 
unter der Kontrolle der Finanzmärkte stehen und sogar von diesen beherrscht werden«; 
Tietmeyer, zitiert nach ebd. 



14 » T H E R E  I S  N O  A L T E R N A T I V E «  

zahl sozialwissenschaftlicher Forscher wie auch Bürger begreift schließlich 
die TINA-Rhetorik als symptomatisch für die Institutionalisierung und 
Implementierung jenes Politikansatzes, der politischer Steuerung und 
Intervention skeptisch bis kritisch gegenübersteht. Alternativlosigkeit gilt 
als Mantra des Neoliberalismus, da seit Margaret Thatcher hiermit eine Politik 
der Liberalisierung und Ökonomisierung gerechtfertigt werde. 

Doch die politische Kampfvokabel Neoliberalismus bleibt bis heute 
kontrovers, denn der Begriff leidet an seiner konzeptionellen Überdehnung 
und ideologischen Instrumentalisierung. Um sich mit diesem zeitdiagnos-
tisch wichtigen, aber politisch aufgeladenen Begriff wissenschaftlich aus-
einandersetzen zu können und Missverständnissen vorzubeugen, bedarf es 
zuerst seiner Konkretisierung. Neoliberalismus soll verstanden werden als 
eine ostentative Affirmation des freien Marktes, die auf der Annahme 
individueller Freiheit und begrenzter Staatstätigkeit basiert und davon 
ausgeht, dass menschliches Handeln, sofern es frei ist, rationalen, eigen-
nützigen Motivationen folgt und sich auf einem durch Wettbewerb organi-
sierten Marktplatz zu behaupten sucht.26 Der Markt gilt als effizienter 
Mechanismus zur Allokation knapper Ressourcen, daher ist ein weltweites 
Regime freien Handels und freien Kapitalverkehrs erstrebenswert. Da der 
Staat nur eine Schiedsrichterfunktion erfüllen und über das freie Markt-
geschehen wachen soll, werden ein keynesianisches Nachfragemanagement 
abgelehnt und eine angebotsorientierte Wirtschaftspolitik präferiert. Leis-
tungen des Wohlfahrtsstaats, die Anreize setzen, sich Marktgesetzen zu 
entziehen, sollen zugunsten von Arbeitsmarktflexibilität und Kostenwett-
bewerb abgeschafft werden; öffentliche Güter können und sollen zur 
Effizienzsteigerung Marktmechanismen unterworfen werden, weil eine 
privatindustrielle Finanzierung von Projekten der öffentlichen Hand als 
nützlich gilt.27 

Teilt man weder diese Annahmen noch die neomarxistischer politischer 
Ökonomie, geschweige denn die Hybris der Finanzindustrie, bleibt als 
triviale Feststellung, dass sich politische Akteure in ihren Regulierungs-
bemühen gegenüber Marktakteuren und Kapitaleignern sowohl inhaltlich-
strategisch über Policies als auch institutionell und international mittels 

                                                           
 26  Diese Arbeitsdefinition entstammt dem brillanten Werk Stedman Jones, Masters of the 

Universe, S. 2. 
 27  Vgl. zu dieser Charakterisierung des Neoliberalismus Hay, The normalizing role of 

rationalist assumptions in the institutional embedding of neoliberalism, S. 507f. 
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Kooperation, Integration und Governance positionieren müssen.28 Ange-
sichts erhöhter Kapitalmobilität sowie der steigenden Vergleichbarkeit und 
Bedeutung von Produktionsfaktoren wird der Spagat zwischen sozialpoli-
tischer und wirtschaftlicher Regulierung und kapitalfreundlicher Wettbe-
werbs- und Wirtschaftspolitik immer diffiziler. Innenpolitische Entschei-
dungen haben außenwirtschaftliche Konsequenzen, was aber keinem 
apodiktischen Diktat der internationalen Ökonomie gleichzusetzen ist. 

Indes entpuppte sich der Staat in der nach 2008 manifesten Krise als 
handlungspotenter Akteur, der aktiv in das Marktgeschehen eingriff, so-
dass bisweilen eine »Rückkehr des Staats« diagnostiziert wurde.29 Im Zuge 
der Krise mussten Banken und Staaten gerettet sowie die europäische 
Wirtschafts- und Währungsunion mittels Milliarden schwerer Pakete stabi-
lisiert werden. Auf der einen Seite symbolisierten Konjunkturprogramme, 
Wachstumspakete oder Abwrackprämien einen ungeahnten »Rettungs-
keynesianismus«,30 auf der anderen Seite wurden Sparpolitik und Austerität 
als alternativlos bezeichnet. Wie steht es folglich um eine demokratische 
Politik zu Krisenzeiten, wenn Akteure mit Verweisen auf Notwendigkeit, 
Sachzwänge und Alternativlosigkeit ihre – zuweilen widersprüchlichen – 
politischen Entscheidungen begründen?  

Die politikwissenschaftliche Forschung lehrt uns, die Diagnose einer 
Ohnmacht der Politik und einer konsistent neoliberalen Ausrichtung zu 
Beginn des 21. Jahrhunderts zu hinterfragen. Falls also nicht zu konsta-
tieren ist, dass der globalisierte Finanzmarktkapitalismus politische Willens-
bildung und Entscheidungsfindung verunmöglicht und Demokratietheorie 
zu einem Glasperlenspiel degradiert, dann wäre zu fragen, ob sich in einer 
TINA-Rhetorik und im Krisenmanagement genuin politische Interessen und 
Governance-Muster manifestieren. Ein strategischer Verweis auf Alter-
nativlosigkeit kann nämlich angesichts real bestehender Handlungsspiel-
räume einerseits Politik- bzw. Reformblockaden und Entscheidungsunfä-
higkeit verdeutlichen, andererseits demokratische Akteure bei Entschei-

                                                           
 28  Der Governance-Begriff erweitert im Gegensatz zu einem staatszentrierten Government-

Begriff die Perspektive auf nicht-staatliche Akteure und Organisationen. Er nimmt 
sowohl nicht-hierarchische Formen politischer Regelung als auch Koordination und 
Kooperation zwischen staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren in den Blick und 
verweist auf eine zunehmende Interdependenz gesellschaftlicher Teilbereiche und inter-
nationaler Ebenen. Politisches Handeln ist komplexer geworden. Vgl. Grande, 
Governance-Forschung in der Governance-Falle?  

 29  Vgl. Schimank, ›Vater Staat‹: Ein vorhersehbares Comeback. 
 30  Streeck, Gekaufte Zeit, S. 27, 81. 
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dungen von Legitimationsballast entlasten. Wie ist also das Verhältnis von 
bestehenden und kommunizierten Handlungsspielräumen? Aus welchem 
Grund kommunizieren politische Akteure Notwendigkeiten, Handlungs-
zwänge, Imperative und Notstände, wenn uns doch Machiavelli schon in 
seinen 1531 posthum erschienenen Discorsi lehrte: »Kluge Männer 
machen sich immer ein Verdienst aus ihren Handlungen, auch wenn sie 
allein die Notwendigkeit dazu zwingt«?31 Da Ordnung weder als natürlich 
noch göttlich vorgegeben, sondern als menschliches Artefakt zu begreifen 
sei, das es zu stabilisieren gelte, erklärte Machiavelli, dass Politik auf Kon-
tingenz reagieren müsse – der richtige, bei Machiavelli virtuose Umgang 
mit fortuna wurde zum Erfolgskriterium politischer Herrschaft und 
Gestaltung. 

Da sich Politiker gerade durch ihren jeweiligen Standpunkt gegenüber 
politischen Handlungsmöglichkeiten profilieren können, müsste eine Ver-
schleierung von Handlungsalternativen ihrem eigenen Interesse an politi-
scher »Virtuosität« widersprechen – erst recht, wenn sich in modernen 
parlamentarischen Demokratien Parteien gegenüberstehen, die sich min-
destens in polarisierenden »Positions-Issues« aus rationalen Gründen des 
Parteienwettbewerbs unterscheiden sollten.32 Im 21. Jahrhundert sind wir 
schon lange keine Bürger des florentinischen Stadtstaates mehr; umso 
mehr gilt es, die Rationalität bzw. die Logik hinter der politischen und 
kommunikativen TINA-Strategie zu erhellen. Im vorliegenden Werk 
werden daher die politische Funktion, die argumentative Struktur der Rhetorik 
von Alternativlosigkeit und Sachzwang sowie ihre spezifische Verquickung 
mit politischen Entscheidungen untersucht und gefragt, ob und inwiefern Sach-
zwang und Alternativlosigkeit als Strategien und Semantiken politischer 
und gesellschaftlicher Selbstkommunikation interpretiert werden können. 

                                                           
 31  Machiavelli, Discorsi, I. Buch, 51. Kapitel: »Ein Freistaat oder ein Alleinherrscher muss 

sich den Anschein geben, als täte er aus Großmut, wozu ihn die Notwendigkeit zwingt.« 
 32  Vgl. zu diesem Begriff aus der Wahlforschung Stokes, Spatial Models of Party Com-

petition, S. 170–176. Positions-Issues sind zu unterscheiden von allseits geteilten Valenz-
Issues. Parteien teilen beispielsweise das politische Ziel »Frieden«, streiten aber über 
militärische, respektive humanitäre Interventionen. Politische Agenden bestehen größ-
tenteils aus Valenz-Issues. 
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1. Demokratietheoretische Problematisierung 

Auf der einen Seite findet sich jene gesellschaftlich wirkungsmächtige 
Kontroverse um eine Entmachtung demokratischer Akteure, auf der 
anderen Seite diagnostiziert ein Strang der Politischen Theorie eine 
unhintergehbare Politisierung moderner Gesellschaften. Die moderne 
Gesellschaft sei durch eine signifikante Ausweitung des »Entscheidungs-, 
Interventions- und Bedeutungsraum[s] der Politik«,33 durch eine »Funda-
mentalpolitisierung« und somit durch ein zunehmendes Kontingenz-
bewusstsein gekennzeichnet.34 Politik steht in der modernen Gesellschaft 
vor einer nahezu allumfassenden Kompetenzzuweisung: Das Volk kom-
muniziert stetigen Handlungsbedarf an das politische System, während 
zeitgleich die Grenzen bzw. Herausforderungen der Handlungsfähigkeit 
von Politik diagnostiziert werden. Bürger adressieren simultan zur Beob-
achtung einer »diffundierenden Staatlichkeit«, bei der ein Staat nicht länger 
als »Herrschaftsmonopolist«, sondern als »Herrschaftsmanager« agiert,35 
ihre politischen Forderungen an eben diesen Nationalstaat, der 
paradoxerweise Hauptakteur politischer Regulierung bleiben soll und auch 
bleibt.36 

Infolgedessen ist zu fragen, ob politische Akteure eine Rhetorik der 
Sachzwänge und Alternativlosigkeit als Strategie gegenüber einer zu-
nehmenden Entkernung politischer Souveränität einsetzen, während sich 
gleichzeitig die Ansprüche an politische Lösungen erhöhen. Politische 
Akteure sind nicht so ohnmächtig wie befürchtet, aber auch nicht so mäch-
tig wie häufig angenommen wird. Als eine Hypothese lässt sich daher 
formulieren, dass mittels der TINA-Rhetorik und mit dem Verweis auf 
Zwänge von außen die Diskrepanz zwischen Könnensbehauptung und 

                                                           
 33  Greven, Kontingenz und Dezision, S. 26. 
 34  Michael Greven spricht von der »politischen Gesellschaft«, André Kieserling vom 

»Politismus der Moderne«. Vgl. Greven, Die politische Gesellschaft; Kieserling, Die Gesell-
schaft der Politik?.  

 35  Genschel/Zangl, Metamorphosen des Staates. 
 36  Dies parallelisiert eine Beobachtung von Hanspeter Kriesi und Edgar Grande, die dieses 

Phänomen als das politische Paradox der Globalisierung benennen: Wenngleich die 
Konfliktlinie zwischen Gewinnern und Verlierern der Globalisierung heterogen und 
nicht eindeutig ist und immer neu und anders artikuliert wird, wird die Debatte auf 
nationaler Ebene ausgetragen. Vgl. Kriesi/Grande, Nationaler politischer Wandel in 
entgrenzten Räumen. 
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tatsächlicher Handlungsfähigkeit zu überbrücken oder zu kaschieren ver-
sucht wird. Für den Historiker Willibald Steinmetz ist es 

»[…] eine Paradoxie der modernen, auf periodische Zustimmung der Regierten 
angewiesenen Politik, dass sie die aufklaffende Lücke zwischen Kompetenz-
anspruch und Grenzerfahrung nicht offen benennt, sondern durch symbolische 
Kompetenzdemonstration und rhetorische Trostformeln zu überdecken sucht«.37  

Doch stellt diese Strategie sogleich einen demokratietheoretischen For-
schungsgegenstand dar, dessen Problematisierung dem Vorwurf, mit der 
TINA-Rhetorik werde ein doch alltäglicher, trivialer Mechanismus der 
politischen Sprache aus normativ-demokratietheoretischer Präpotenz skan-
dalisiert oder pathologisiert, entgegen gehalten werden kann. 

Rekapituliert man nämlich die Definition Niklas Luhmanns, so ist die 
Aufgabe des politischen Systems »das Bereithalten der Kapazität zu kollek-
tiv bindendem Entscheiden«.38 Entscheidungen sind Kommunikationsakte, 
die Kontingenz reflektieren und thematisieren.39 Politische Entscheidun-
gen folgen keiner ahistorischen, transzendentalen Logik, sondern einer 
Wahl aus alternativen Handlungsmöglichkeiten in einem ergebnis- und 
prozessoffenen Verfahren. Aufgrund ihrer performativen Dimension sind 
politische Verfahren ergebnisoffen, sodass am Ende eine Entscheidung 
anders hätte getroffen werden können, gar die ganze politische Ordnung 
eine andere hätte sein können. Zu Ende gedacht, ist Demokratie selbst 
kontingent. 

Will man, beispielsweise mit dem Althistoriker Christian Meier, das 
Politische als eine Gleichursprünglichkeit von Demokratie und Kontin-
genzbewusstsein verstehen,40 wäre die Behauptung von Sachzwängen, 
Alternativlosigkeit und Notwendigkeit gegen Kontingenz als Signum de-
mokratischer Politik gerichtet. Sachzwang und TINA kontrastierten dann 
als eine mögliche Kontingenzbewältigungs- oder –verdrängungsrhetorik 
politischer Akteure das für das Politische konstitutive Bewusstsein von 
Kontingenz, wobei der abstrakte Kontingenzbegriff im konkreten po-
litischen Kontext weniger prätentiös eine »explizite öffentliche Wahr-

                                                           
 37  Steinmetz, Das Sagbare und das Machbare, S. 383. 
 38  Luhmann, Die Politik der Gesellschaft, S. 84; Hervorhebungen im Original entfernt. 
 39  Entscheidungen »thematisieren […] ihre eigene Kontingenz«, so Luhmann, Soziale 

Systeme, S. 338. Kontingent bei Luhmann »ist etwas, was weder notwendig ist noch 
unmöglich ist; was also so, wie es ist/war, sein wird/sein kann, aber auch anders 
möglich ist«. Ders., Soziologische Aufklärung 2, S. 171. 

 40  Meier, Die Entstehung des Politischen bei den Griechen. 
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nehmung der Offenheit und Gestaltbarkeit gesellschaftlicher Entwicklung, 
vor allem aber als Pluralisierung und Diversifizierung der formulierten und 
prinzipiell als legitim betrachteten Optionen gesellschaftlicher Entwick-
lung«41 bedeuten soll. 

Dank Politisierung und eines Möglichkeits- bzw. »Könnensbewusst-
seins«42 kann entschieden werden, doch muss auch entschieden werden, 
ohne dass die soziale Geltung und Verbindlichkeit einer Entscheidung auf 
Wahrheit, Fatum oder andere, metaphysische, transzendentale Determinis-
men rekurrieren kann.43 Die kollektive Verbindlichkeit von Entscheidun-
gen kann in pluralistischen Gesellschaften nicht über die allgemeine »Aner-
kennung von Wahrheitsansprüche[n]«44 hergestellt werden, sondern er-
wächst aus rechtsstaatlich verfassten politischen Institutionen und Verfah-
ren. Demokratisch zustande gekommene Kompromisse oder Mehrheits-
entscheidungen können keinen Anspruch auf universale Richtigkeit und 
Wahrheit erheben. Demzufolge wird in der vorliegenden Arbeit Demo-
kratie als eine kontingenzsensible Institutionalisierung eines politischen 
Experimentalismus begriffen, bei dem politische Entscheidungen als poli-
tisch codiert werden und als fallibel gelten müssen. Sie sind eben nur mit 
Vorbehalt richtig. Mit Entscheidungen sind auch die für die Entschei-
dungen und politische Zielsetzungen vorgebrachten Argumente fallibel; sie 
beruhen auf einem relationalen Wissen und Deutungen, die angesichts 
kontingenter Ereignisse und Entwicklungen anpassbar und gegebenenfalls 
revidierbar sein müssen.  

Transparenz, Zurechenbarkeit und die Möglichkeit, Entscheidungen 
spätestens qua Regierungswechsel zu revidieren, sind Kernelemente mo-
derner parlamentarischer, liberaler Demokratie. Aus Perspektive eines 
solchen Demokratieverständnisses lassen sich der politische Rekurs auf 
Sachzwänge und die TINA-Strategie als ein Problem beurteilen, da die 
Invisibilisierung von Kontingenz, Optionalität und Vorbehalten mit der 
Verschleierung einer Reversibilität von Entscheidungen einhergeht. Die – 
wenn auch nur strategische – Erklärung, dass eine politische Entscheidung 
unter Zwang und unter Druck gefallen sei, gefährdet demokratische 
Verfahren im gleichen Maße wie die Etikettierung einer Entscheidung als 

                                                           
 41  Blatter, Kontingente Kritik auf der Basis einer komplexen Theorie der reflexiven 

Demokratie, S. 207. 
 42  Vgl. Meier, Die Entstehung des Politischen bei den Griechen. 
 43  Vgl. dazu Greven, Kontingenz und Dezision, S. 62. 
 44  Lübbe, Dezisionismus, S. 162. 
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einzig vernünftige oder moralisch gebotene Entscheidung Protest und 
Widerspruch als potenziell irrational oder illegitim diskreditiert. Auch die 
Entscheidung, nicht zu handeln, weil kein Handlungsspielraum vorhanden 
sei oder bestehende Reformblockaden bzw. -pfade nicht verändert werden 
sollen, entspringt einem politischen Ermessen. 

Mittels TINA-Rhetorik kommunizierte Entscheidungen verfügen also 
über eine Aura des Entrückten, des Unumgänglichen und damit des Nicht-
Revidierbaren. Folglich ist die Sprache des Sachzwangs und der Alternativ-
losigkeit keine genuin demokratische Sprache. TINA-Rhetorik erschwert 
eine legitime Kontestation und trägt der immanenten parteipolitischen 
Handlungslogik innerhalb parlamentarischer Systeme nicht Rechnung. Im 
Verhältnis von Opposition und Regierung soll Dissens produziert werden. 
Dadurch wird zum einen die Komplexität und Kontingenz einer demo-
kratischen Ordnung gesteigert, zum anderen werden Handlungsspielräume 
thematisiert, Reversibilität eingeklagt und Alternativen sichtbar.45 Demo-
kratische Herrschaft zeichnet aus, dass sich selbst zu hinterfragen ihr nicht 
mehr Geltung zu nehmen vermag, als sie auch aus sich generieren kann. 

Eine Opposition untergräbt folglich nicht die kollektive Verbindlichkeit 
von Entscheidungen der parlamentarischen Mehrheit, sondern steigert 
diese; sie fungiert als Legitimitätsverstärker, da überstimmte Bürger ihre 
politischen Belange weiterhin im parlamentarischen Willensbildungs-
prozess repräsentiert sehen und auf einen Politikwechsel warten und 
hoffen können. Demokratie ist, so die minimalistische Konzeption von 
Adam Przeworski, »a system in which parties lose elections«.46 Was aber, 
wenn Politik im Namen von TINA selbst eine Abwahl der Regierung als 
Gelegenheitsfenster von Wandel, Veränderung und Revision konterkariert?  

Suggeriert die Alternativlosigkeitsrhetorik, dass auch die damit brüs-
kierte Opposition politische Entscheidungen, Normen oder Ordnungen 
nicht länger hinterfragen oder revidieren könne oder solle, kann dies zu 
Frustration, Politikverdrossenheit und einem Abwandern parlamen-

                                                           
 45  Da es also vor allem die Aufgabe einer Opposition ist, politische Alternativen 

aufzuzeigen, konzentriert sich die Analyse von TINA-Rhetorik auf Regierungen mit 
ihren Akteuren als zentrale Agenda-Setzer und als neuralgische Stelle im Policy-Making.  

 46  Vgl. Przeworski, Democracy and the Market, S. 10; ders., Minimalist Conception of 
Democracy. Dieser argumentiert, dass konsensorientierte Demokratietheorien schlicht-
weg an der Praktikabilität scheiterten, egal ob sie von einem apriorischen Vernunft-
begriff oder von Deliberation ausgehen, sofern Konsens unversöhnliche Konflikte 
innerhalb der Gesellschaft nicht lösen könne. Vgl. ders., Democracy and the Market, S. 15–
18. 
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